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Gemeinsam den passenden Bildungsweg finden

‖ Ein Wegweiser für Eltern von Kindern mit Behinderung oder 
besonderem Unterstützungsbedarf im schulischen Übergang

Der Übergang von der Kita in die Grundschule und später von der Grundschule in die wei­

terführende Schule sind wichtige Schritte im Leben eines Kindes. Für Eltern eines Kindes 

mit Behinderung, chronischer Erkrankung oder besonderem Unterstützungsbedarf stellen 

sich dabei häufig zusätzliche Fragen:

„Kann mein Kind die allgemeine Schule besuchen?

Welche Unterstützung kann es dort bekommen? Was passiert, wenn es nicht 

von Anfang an alles schafft?

Braucht es einen sonderpädagogischen Förderbedarf?

Und bedeutet eine Behinderung automatisch, dass eine Förderschule die 

bessere Wahl ist?“

Die wichtigste Botschaft vorweg:

Es gibt nicht nur einen möglichen Bildungsweg.

Eine Behinderung oder ein besonderer Unterstützungsbedarf bedeutet nicht automatisch, 

dass ein Kind eine Förderschule besuchen muss. Viele Kinder können mit passenden Rah­

menbedingungen, individueller Förderung und Unterstützung erfolgreich an einer allge­

meinen Schule lernen.
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Dieser Wegweiser soll Ihnen helfen, die verschiedenen Möglichkeiten kennenzulernen, Ge­

spräche mit Kita, Schule und Fachstellen gut vorbereitet zu führen und Entscheidungen für 

Ihr Kind bewusst zu treffen.

‖ Ihr Kind steht im Mittelpunkt

Ausgangspunkt aller Überlegungen sollte nicht die Frage sein:

„Welche Schulform passt zu dieser Diagnose?“

sondern:

„Was braucht dieses Kind, damit Lernen, Entwicklung und Teilhabe gelingen 

können?“

Eine Diagnose allein sagt nur begrenzt etwas darüber aus, wie ein Kind seinen Schulalltag 

bewältigen wird. Entscheidend ist, wie sich seine individuellen Stärken und Beeinträchti­

gungen konkret auswirken.

Manche Kinder brauchen zum Beispiel mehr Zeit, um Arbeitsaufträge zu verstehen. Andere 

benötigen eine ruhige Lernumgebung, klare Tagesstrukturen, visuelle Hilfen, Bewegungs­

pausen oder einen Rückzugsort. Manche Kinder können ihr Wissen mündlich sehr gut zei­

gen, sind aber beim Schreiben eingeschränkt. Andere benötigen Unterstützung bei Kom­

munikation, Orientierung oder Selbstorganisation.

Deshalb lohnt es sich, nicht nur Schwierigkeiten aufzuschreiben, sondern ebenso die Res­
sourcen des Kindes in den Blick zu nehmen:

„Was kann mein Kind gut?

Wofür interessiert es sich?

Wie lernt es besonders gut?

Was hilft ihm bei Überforderung?

Wie kommuniziert es? Was gibt ihm Sicherheit?

Was funktioniert zu Hause, in der Kita oder in therapeutischen Situationen 

bereits gut?“

Diese Informationen sind für die Schule wichtig. Sie können der Ausgangspunkt für eine in­

dividuelle Förderung sein.
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‖ Der Übergang von der Kita in die Grundschule

Frühzeitig miteinander sprechen

Eine gute Einschulung beginnt nicht erst am ersten Schultag.

Wenn Ihr Kind voraussichtlich besondere Unterstützung benötigt, ist es hilfreich, frühzeitig 

mit der zuständigen Grundschule ins Gespräch zu kommen. Gemeinsam kann überlegt 

werden, welche Bedingungen Ihr Kind braucht, um gut anzukommen.

Dabei können zum Beispiel folgende Fragen hilfreich sein:

„Wie kann der Schulvormittag für mein Kind strukturiert werden?

Braucht es besondere Unterstützung bei Übergängen oder in Pausen?

Gibt es einen geeigneten Rückzugsort?

Welche Kommunikationshilfen oder Hilfsmittel sind erforderlich?

Benötigt mein Kind mehr Zeit oder kleinere Arbeitsschritte?

Wie können Überforderung und Reizüberflutung vermieden werden?

Ist eine Teilhabeassistenz sinnvoll?“

Dabei müssen nicht bereits vor der Einschulung alle Antworten feststehen. Schule ist ein 

neuer Lebensraum und manches zeigt sich erst im Alltag.

Die erste Klasse ist auch eine Zeit zum Ankommen

Gerade für Kinder mit Behinderung oder besonderem Unterstützungsbedarf ist wichtig:

Der Schulstart ist kein einmaliger Test, den ein Kind sofort bestehen muss.

Die ersten beiden Jahrgangsstufen der Grundschule bilden eine wichtige gemeinsame 

Lern- und Entwicklungsphase. Insbesondere im ersten Schuljahr geht es darum, dass Kin­

der in der Schule ankommen, Lernwege entwickeln und sich an die neuen Anforderungen 

gewöhnen.

Nicht alles muss vom ersten Tag an funktionieren.

Fördermaßnahmen dürfen ausprobiert, beobachtet und verändert werden. Vielleicht zeigt 

sich beispielsweise erst nach einigen Wochen, dass ein Kind einen ruhigeren Arbeitsplatz 

benötigt, Arbeitsaufträge visualisiert werden sollten oder zusätzliche Pausen hilfreich sind.

Entscheidend ist nicht, dass ein Kind möglichst schnell in vorhandene Strukturen „hinein­

passt“. Ebenso muss geprüft werden: Wie können die schulischen Bedingungen so ge­
staltet werden, dass dieses Kind lernen und teilhaben kann?
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Vorbeugende Maßnahmen: Unterstützung, bevor Probleme entstehen

Eine wichtige Möglichkeit an der allgemeinen Schule sind die sogenannten vorbeugenden 
Maßnahmen.

Ihr Grundgedanke ist einfach: Schule soll nicht erst reagieren, wenn ein Kind bereits dauer­

haft überfordert ist oder schulisch scheitert.

Unterstützung soll möglichst früh einsetzen.

Vorbeugende Maßnahmen können beispielsweise sein:

• klare und verlässliche Tagesstrukturen,

• visualisierte Arbeitsaufträge,

• kleinschrittige Aufgabenstellungen,

• zusätzliche Bearbeitungszeit,

• individuelle Pausen,

• ein ruhiger Arbeitsplatz oder Rückzugsmöglichkeiten,

• angepasste Arbeitsmaterialien,

• besondere Kommunikationsformen,

• Unterstützung bei Übergängen und Veränderungen,

• individuelle Förderangebote,

• Beratung der Lehrkräfte durch sonderpädagogische Fachkräfte.

Welche Maßnahmen sinnvoll sind, hängt vom einzelnen Kind ab.

Nicht eine möglichst lange Liste von Maßnahmen ist das Ziel. Entscheidend ist:

Was hilft diesem Kind im Schulalltag tatsächlich?

‖ Was Eltern frühzeitig prüfen sollten

Rund um die Einschulung gibt es neben der Wahl der Schule eine Reihe weiterer Unterstüt­

zungsmöglichkeiten. Einige davon werden über die Schule organisiert, andere müssen El­

tern selbst bei unterschiedlichen Stellen beantragen.

Nicht jedes Kind benötigt alle diese Leistungen.

Es lohnt sich aber, frühzeitig zu wissen, was es überhaupt gibt und wer dafür zuständig 
ist.
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Förderplan – Ziele und Unterstützung gemeinsam festhalten

Wenn ein Kind besondere Unterstützung beim Lernen oder in seiner Entwicklung benötigt, 

kann und sollte die Förderung möglichst konkret geplant werden.

Ein individueller Förderplan hält beispielsweise fest:

• welche Stärken und Fähigkeiten das Kind mitbringt,

• wo derzeit Schwierigkeiten oder Barrieren bestehen,

• welche Ziele verfolgt werden,

• welche konkreten Maßnahmen vereinbart wurden,

• wer welche Aufgabe übernimmt,

• welche Hilfsmittel oder Rahmenbedingungen benötigt werden und

• wann überprüft wird, ob die Maßnahmen funktionieren.

Eltern sollten an der Förderplanung beteiligt werden und ihre Beobachtungen einbringen.

Fragen Sie beispielsweise:

„Gibt es für mein Kind einen Förderplan?

Welche konkreten Ziele und Maßnahmen stehen darin?

Wer ist für die Umsetzung verantwortlich?

Wann wird überprüft, ob die Maßnahmen wirken?“

Ein Förderplan sollte kein Dokument sein, das einmal erstellt und anschließend abgeheftet 

wird. Er muss sich mit dem Kind weiterentwickeln.

Auch Maßnahmen des Nachteilsausgleichs können darin dokumentiert und regelmäßig 

überprüft werden. Das Hessische Kultusministerium weist darauf hin, dass individuelle För­

dermaßnahmen und Nachteilsausgleiche möglichst früh einsetzen und im Förderplan fort­

laufend dokumentiert werden sollen.

Nachteilsausgleich – faire Bedingungen schaffen

Ein Nachteilsausgleich kommt in Betracht, wenn ein Kind aufgrund einer Behinderung 

oder Beeinträchtigung unter den üblichen Bedingungen einen Nachteil hat.

Dabei geht es nicht darum, einem Kind einen Vorteil zu verschaffen.

Es geht darum, Bedingungen so anzupassen, dass es seine Fähigkeiten möglichst gleichbe­

rechtigt zeigen kann.

Inklu-Beratung Hessen 5



Gemeinsam den passenden Bildungsweg finden September 2026

Je nach individuellem Bedarf können beispielsweise infrage kommen:

• mehr Bearbeitungszeit,

• zusätzliche oder individuell vereinbarte Pausen,

• ein reizärmerer Arbeitsplatz,

• besondere technische Hilfsmittel,

• angepasste Arbeitsblätter,

• veränderte Darstellungsformen,

• Unterstützung bei der Strukturierung,

• besondere organisatorische Rahmenbedingungen.

Wichtig für Eltern:

Ein Nachteilsausgleich setzt nicht voraus,
dass ein sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde.

Das Hessische Kultusministerium weist ausdrücklich darauf hin, dass Nachteilsausgleich 

und sonderpädagogischer Förderanspruch nicht miteinander gekoppelt sind.

Auch ein Schwerbehindertenausweis oder Pflegegrad ist nicht Voraussetzung dafür.

Wenn Sie den Eindruck haben, dass Ihr Kind aufgrund seiner Beeinträchtigung unter den 

normalen Bedingungen sein Können nicht angemessen zeigen kann, sprechen Sie die Klas­

senlehrkraft oder Schulleitung frühzeitig darauf an.

Teilhabeassistenz oder Schulbegleitung – Unterstützung im Schulalltag

Manche Kinder benötigen zusätzlich eine Person, die sie im Schulalltag individuell unter­

stützt.

Eine Teilhabeassistenz, häufig auch Schulbegleitung oder Integrationshilfe genannt, 

kann beispielsweise unterstützen bei:

• Orientierung und Strukturierung,

• Kommunikation,

• sozialen Situationen,

• Regulation und Überforderung,

• Mobilität,

• Selbstversorgung,

• Arbeitsorganisation

und grundsätzlich zur Teilhabe am Unterricht und am Schulleben beitragen.
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Wichtig ist:

Die Teilhabeassistenz ist keine schulische Fördermaßnahme
und wird nicht von der Schule bewilligt.

Die Eltern beziehungsweise Sorgeberechtigten stellen den Antrag beim zuständigen Träger 

der Eingliederungshilfe. Bei einer seelischen Behinderung oder drohenden seelischen Be­

hinderung kann beispielsweise das Jugendamt zuständig sein; Schulbegleitung wird im 

hessischen Verwaltungsportal ausdrücklich als mögliche Form der Eingliederungshilfe ge­

nannt.

Die Schule kann den Bedarf pädagogisch beschreiben und das Verfahren unterstützen.

Da die Bearbeitung eines Antrags Zeit benötigt, sollten Eltern einen möglichen Bedarf 

möglichst vor der Einschulung oder vor einem Schulwechsel prüfen.

Hilfreich können dabei Berichte von Ärztinnen und Ärzten, Therapeutinnen und Therapeu­

ten, Kita oder Schule sein, aus denen nicht nur die Diagnose hervorgeht, sondern vor al­

lem:

„Was kann das Kind nicht ohne Unterstützung bewältigen und

wobei benötigt es konkret Hilfe?“

Pflegegrad – auch bei Kindern prüfen

Nicht jede Behinderung führt zu einem Pflegegrad. Umgekehrt wird ein Pflegegrad aber 

auch nicht nur bei schweren körperlichen Behinderungen vergeben.

Entscheidend ist, wie stark ein Kind in seiner Selbstständigkeit und Alltagsbewältigung 

beeinträchtigt ist und wie viel Unterstützung es im Vergleich zu einem gleichaltrigen, al­

tersentsprechend entwickelten Kind benötigt.

Dabei können körperliche, geistige und psychische Beeinträchtigungen berücksichtigt wer­

den.

Bei Kindern wird ausdrücklich verglichen, in welchem Umfang ihre Selbstständigkeit ge­

genüber altersentsprechend entwickelten Kindern eingeschränkt ist.

Relevant können beispielsweise sein:

• Unterstützung bei der Selbstversorgung,

• hoher Beaufsichtigungsbedarf,

• Schwierigkeiten bei Orientierung und Kommunikation,

• erheblicher Unterstützungsbedarf bei der Tagesstruktur,

• Verhaltensweisen oder psychische Problemlagen,
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• regelmäßige Therapien und medizinische Maßnahmen,

• Unterstützung beim Umgang mit krankheitsbedingten Anforderungen.

Ein Pflegegrad wird bei der Pflegekasse beantragt. Anschließend erfolgt eine Begutach­

tung.

Ein anerkannter Pflegegrad kann der Familie Zugang zu verschiedenen Leistungen der Pfle­

geversicherung eröffnen.

Wichtig für den schulischen Bereich ist aber:

Ein Pflegegrad entscheidet nicht darüber,
ob ein Kind inklusiv beschult werden kann,
ob es einen Nachteilsausgleich erhält oder

ob ein sonderpädagogischer Förderbedarf vorliegt.

Das sind unterschiedliche Verfahren.

Grad der Behinderung und Schwerbehindertenausweis

Eltern können außerdem prüfen, ob für ihr Kind die Feststellung eines Grades der Behin­
derung (GdB) sinnvoll ist.

In Hessen wird der Antrag bei den Hessischen Ämtern für Versorgung und Soziales gestellt. 

Wird ein Grad der Behinderung von mindestens 50 festgestellt, kann ein Schwerbehinder­

tenausweis ausgestellt werden.

Je nach Art und Ausmaß der Beeinträchtigung können zusätzlich sogenannte Merkzei­
chen festgestellt werden, zum Beispiel:

G – erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit,

aG – außergewöhnliche Gehbehinderung,

B – Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson,

H – Hilflosigkeit,

sowie weitere Merkzeichen beispielsweise bei Blindheit oder Gehörlosigkeit.

Mit bestimmten Merkzeichen können weitere Nachteilsausgleiche verbunden sein. Unter 

bestimmten Voraussetzungen kommen beispielsweise die unentgeltliche Nutzung des öf­

fentlichen Personennahverkehrs oder andere Vergünstigungen in Betracht.

Auch hier gilt:

Der Schwerbehindertenausweis ist keine Voraussetzung für den Besuch
einer allgemeinen Schule und grundsätzlich auch

nicht die Voraussetzung für schulische individuelle Förderung.
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Für die Schule ist vielmehr entscheidend, welche konkreten Auswirkungen eine Beein­
trächtigung auf Lernen und Teilhabe hat.

Schulbeförderung – nicht nur die Entfernung prüfen

Für manche Kinder ist bereits der Schulweg eine erhebliche Hürde.

Deshalb sollten Eltern frühzeitig klären, wie ihr Kind die Schule erreichen kann und ob Kos­

ten für die Schülerbeförderung übernommen werden können.

In Hessen sind hierfür grundsätzlich die kommunalen Träger der Schülerbeförderung, al­

so insbesondere Landkreise und kreisfreie Städte, zuständig.

Grundsätzlich gelten für die Kostenübernahme bestimmte Entfernungsgrenzen. Bei Grund­

schulkindern liegt die reguläre Mindestentfernung bei mehr als zwei Kilometern, ab Klasse 

5 grundsätzlich bei mehr als drei Kilometern.

Für Kinder mit Behinderung ist jedoch besonders wichtig:

Auch bei einem kürzeren Schulweg kann eine Kostenübernahme in Betracht kom­
men, wenn der Schulweg aufgrund der Behinderung besonders beschwerlich ist.

Eltern sollten deshalb nicht allein auf die Kilometerzahl schauen.

Fragen Sie beim zuständigen Landkreis oder bei der kreisfreien Stadt nach:

„Kann mein Kind den Schulweg aufgrund seiner Behinderung selbststän­

dig und zumutbar bewältigen?

Ist eine besondere Beförderung erforderlich?

Welche Unterlagen oder ärztlichen Bescheinigungen werden benötigt?“

Auch die Frage, zu welcher Schule die Beförderung übernommen wird, sollte frühzeitig ge­

klärt werden, insbesondere wenn Eltern eine andere als die zuständige oder nächstgelege­

ne Schule wählen möchten.

Wichtig: Die verschiedenen Leistungen nicht miteinander verwechseln

Für Eltern wirken die vielen Verfahren zunächst häufig wie ein einziger großer Antrag. Tat­

sächlich verfolgen sie unterschiedliche Ziele.

Förderplan → organisiert die individuelle schulische Förderung.

Nachteilsausgleich → gleicht behinderungsbedingte Nachteile im Unterricht und bei der 

Leistungserbringung aus.

Teilhabeassistenz / Schulbegleitung → unterstützt individuell bei der Teilhabe am 

Schulalltag und wird über die Eingliederungshilfe beantragt.
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Pflegegrad → betrifft einen über das altersübliche Maß hinausgehenden Unterstützungs- 

und Pflegebedarf und wird über die Pflegeversicherung festgestellt.

Grad der Behinderung / Schwerbehindertenausweis → stellt eine Behinderung und ge­

gebenenfalls damit verbundene Nachteilsausgleiche sozialrechtlich fest.

Schülerbeförderung → betrifft die Frage, wie das Kind die Schule erreichen kann und wer 

gegebenenfalls die Beförderungskosten übernimmt.

Diese Bereiche können sich ergänzen, sind aber nicht voneinander abhängig.

Ein Kind kann beispielsweise einen Nachteilsausgleich erhalten, ohne einen Pflegegrad zu 

haben. Ein Kind mit Schwerbehindertenausweis benötigt nicht automatisch eine Teilhabe­

assistenz. Und eine Teilhabeassistenz bedeutet nicht, dass das Kind eine Förderschule be­

suchen muss.

‖ Eine kleine Eltern-Checkliste vor der Einschulung

Vor dem Schulstart kann es hilfreich sein, einmal in Ruhe zu prüfen:

„Haben wir mit der Schule besprochen, was unser Kind konkret benötigt?

Sind die wichtigsten Stärken, Belastungsgrenzen und hilfreichen Strategien 

bekannt?

Ist ein Förderplan notwendig beziehungsweise vorgesehen?

Sollte ein Nachteilsausgleich besprochen oder beantragt werden?

Sollte das BFZ frühzeitig einbezogen werden?

Benötigt unser Kind möglicherweise eine Teilhabeassistenz?

Haben wir geprüft, ob ein Pflegegrad infrage kommt?

Haben wir geprüft, ob die Feststellung eines Grades der Behinderung bezie­

hungsweise ein Schwerbehindertenausweis sinnvoll sein könnte?

Ist geklärt, wie unser Kind zur Schule kommt und ob eine besondere Schü­

lerbeförderung notwendig ist?

Sind notwendige Hilfsmittel, Therapien oder medizinische Besonderheiten 

mit der Schule besprochen?

Wissen wir, wer in der Schule unsere feste Ansprechperson ist?“

Nicht alles muss vor dem ersten Schultag abschließend geklärt sein. Aber je früher bekannt 

ist, wo Unterstützung benötigt werden könnte, desto besser können die notwendigen 

Schritte vorbereitet werden.
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‖ Muss mein Kind einen sonderpädagogischen Förderbedarf haben?

Nicht jedes Kind mit Behinderung benötigt einen festgestellten Anspruch auf sonderpäd­

agogische Förderung.

Das ist ein wichtiger Unterschied.

Ein Kind kann eine Behinderung haben und trotzdem mit individueller Förderung, Nach­

teilsausgleich, vorbeugenden Maßnahmen und gegebenenfalls einer Teilhabeassistenz an 

der allgemeinen Schule lernen.

Wenn die individuelle Förderung der allgemeinen Schule allein nicht ausreicht, können in 

Hessen zusätzlich vorbeugende sonderpädagogische Maßnahmen eingesetzt werden. Rei­

chen diese aus, ist nach den Informationen des Hessischen Kultusministeriums weder die 

Feststellung eines Anspruchs auf sonderpädagogische Förderung noch der Besuch einer 

Förderschule erforderlich.

Deshalb kann es sinnvoll sein, zunächst genau zu betrachten:

„Welche Schwierigkeiten bestehen tatsächlich?

Welche Unterstützung wurde bereits ausprobiert?

Was funktioniert?

Was fehlt noch?“

Ein formales Verfahren sollte nicht allein deshalb im Mittelpunkt stehen, weil eine Diagno­

se vorliegt.

‖ Wenn Ihnen die Förderschule empfohlen wird

Eltern berichten immer wieder, dass ihnen schon früh vermittelt wird, eine Förderschule 

sei für ihr Kind der einzig realistische oder der sicherste Weg.

Eine Förderschule kann für manche Kinder und Familien eine bewusst gewählte und pas­

sende Möglichkeit sein.

Sie ist aber nicht automatisch die richtige Schulform
für jedes Kind mit Behinderung.

Deshalb dürfen und sollten Sie nachfragen.

Wenn Ihnen gesagt wird, inklusive Beschulung sei schwierig oder nicht möglich, können 

Sie beispielsweise fragen:

„Welche konkreten Schwierigkeiten werden erwartet?
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Welche Unterstützungsmöglichkeiten an der allgemeinen Schule wur­

den geprüft?

Welche vorbeugenden Maßnahmen sind möglich?

Kann das BFZ unterstützen?

Welche angemessenen Vorkehrungen könnten getroffen werden?

Kommt ein Nachteilsausgleich infrage?

Welche Erfahrungen hat die Schule bereits mit Kindern mit ähnlichen 

Unterstützungsbedarfen?

Welche Bedingungen müssten geschaffen werden, damit inklusive Be­

schulung gelingen kann?“

Eine Beratung sollte Ihnen ermöglichen, unterschiedliche Wege gegeneinander abzuwä­

gen. Sie sollte Ihnen nicht das Gefühl vermitteln, dass die Entscheidung bereits getroffen 

wurde.

‖ Sie dürfen sich Zeit für Ihre Entscheidung nehmen

Eltern müssen bei einer Einschulung oder einem Bildungsübergang viele Informationen 

gleichzeitig verarbeiten. Hinzu kommen möglicherweise medizinische Diagnosen, Thera­

pien, Anträge bei Behörden und Sorgen um die Zukunft des eigenen Kindes.

Sie müssen deshalb nicht jedes Argument sofort bewerten können.

Bitten Sie gegebenenfalls um schriftliche Informationen.

Nehmen Sie zu wichtigen Gesprächen eine Person Ihres Vertrauens mit.

Schreiben Sie Ihre Fragen vorher auf.

Lassen Sie sich erklären, auf welcher Grundlage eine Empfehlung ausgesprochen wird.

Und fragen Sie immer auch nach Alternativen.

Eine hilfreiche Frage kann sein:

„„Was wäre möglich, wenn wir uns für inklusive Beschulung entschei­

den?““

Damit verändert sich der Blickwinkel. Nicht mehr das Kind muss beweisen, dass es in die 

allgemeine Schule passt. Stattdessen wird gemeinsam darüber nachgedacht, welche Be­

dingungen für seine Teilhabe erforderlich sind.
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‖ Übergang in die weiterführende Schule

Auch der Wechsel nach der vierten Klasse sollte frühzeitig vorbereitet werden.

Eltern haben Anspruch auf Beratung zu Bildungsgang, Schulform und möglichen weiter­

führenden Schulen. Bei einem Kind mit Behinderung oder besonderem Unterstützungsbe­

darf sollte zusätzlich geklärt werden, wie bereits erfolgreiche Fördermaßnahmen an der 

neuen Schule fortgeführt werden können.

Beginnen Sie deshalb möglichst früh mit der Suche nach einer geeigneten Schule.

Besuchen Sie Informationsveranstaltungen und Tage der offenen Tür und suchen Sie, wenn 

möglich, zusätzlich das persönliche Gespräch.

Interessante Fragen an eine weiterführende Schule sind beispielsweise:

Welche Erfahrungen mit inklusivem Unterricht gibt es bereits?

Wie arbeitet die Schule mit dem BFZ zusammen?

Welche Rückzugsmöglichkeiten gibt es?

Wie werden Nachteilsausgleiche umgesetzt?

Gibt es Erfahrungen mit Teilhabeassistenz?

Wer wäre für uns eine feste Ansprechperson?

Wie werden Informationen aus der Grundschule weitergegeben?

Nicht allein die Schulform entscheidet darüber, ob ein Kind gut lernen kann. Häufig sind 

die konkrete Haltung einer Schule, ihre Erfahrung, ihre Organisation und die Bereitschaft 

zu individuellen Lösungen mindestens ebenso bedeutsam.

Erfolgreiche Unterstützung sollte beim Schulwechsel nicht bei null beginnen

Was in der Grundschule funktioniert hat, sollte beim Wechsel in die weiterführende Schule 

nicht verloren gehen.

Deshalb sollten erfolgreiche Maßnahmen rechtzeitig dokumentiert und weitergege­
ben werden.

Dazu können beispielsweise gehören:

• ein aktueller Förderplan,

• Vereinbarungen zum Nachteilsausgleich,

• hilfreiche Unterrichtsstrategien,

• Kommunikationsformen,

• Informationen über Belastungsgrenzen und Überforderungssituationen,
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• notwendige Hilfsmittel,

• Absprachen zur Teilhabeassistenz.

Besonders wertvoll ist dabei nicht nur die Dokumentation dessen, was schwierig ist, son­

dern auch dessen, was bereits funktioniert.

Die neue Schule sollte erfahren:

Was braucht dieses Kind, damit es gut lernen kann?

‖ Ihr Kind ist mehr als sein Förderbedarf

In Gesprächen über Schule kann schnell eine lange Liste dessen entstehen, was ein Kind 

noch nicht kann.

Genauso wichtig ist die andere Seite.

Ihr Kind bringt Fähigkeiten, Interessen, Erfahrungen
und eigene Lösungsstrategien mit.

Auch Verhaltensweisen, die zunächst schwierig erscheinen, können Hinweise darauf ge­

ben, was ein Kind benötigt.

Ein Kind, das beispielsweise regelmäßig einen lauten Raum verlässt, zeigt möglicherweise 

nicht einfach „Verweigerung“. Vielleicht hat es bereits eine eigene Strategie entwickelt, um 

sich vor Überreizung zu schützen.

Gemeinsam kann daraus eine schulisch gut nutzbare Lösung entstehen – etwa ein verein­

bartes Zeichen für eine Pause oder ein festgelegter Rückzugsort.

Gute Förderung fragt deshalb nicht nur:

„Was kann das Kind nicht?“

Sondern ebenso:

„Was kann das Kind bereits –

und wie können wir darauf aufbauen?“

‖ Sie sind wichtige Partner*innen

Eltern verfügen über Wissen, das für Schule besonders wertvoll ist. Sie kennen die Entwick­

lung ihres Kindes, seine Interessen, Belastungsgrenzen, Kommunikationsweisen und häu­

fig auch Strategien, die bereits funktionieren.
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Bringen Sie dieses Wissen ein!

Gleichzeitig müssen Sie nicht allein dafür sorgen, dass Inklusion gelingt. Schule, BFZ, Ein­

gliederungshilfe, therapeutische Fachkräfte und weitere Stellen können jeweils einen Teil 

dazu beitragen.

Besonders hilfreich ist es, wenn aus diesen einzelnen Unterstützungen ein gemeinsames 

Netz entsteht.

Für Gespräche mit der Schule können fünf Fragen helfen:

„1. Was kann mein Kind bereits gut?

2. Wo entstehen im Schulalltag voraussichtlich Barrieren?

3. Was braucht mein Kind konkret, damit es lernen und teilhaben kann?

4. Welche Unterstützungsmöglichkeiten der allgemeinen Schule wurden be

reits geprüft?

5. Wann schauen wir gemeinsam, ob die vereinbarten Maßnahmen funktio

nieren?“

‖ Zum Schluss: Es geht nicht darum, heute den gesamten 
Bildungsweg festzulegen

Mit der Einschulung entscheiden Sie nicht über die gesamte schulische Zukunft Ihres Kin­

des.

Kinder entwickeln sich. Unterstützungsbedarfe verändern sich. Maßnahmen, die heute 

notwendig sind, können später überflüssig werden – und neue können hinzukommen.

Deshalb sollte auch der Bildungsweg immer wieder betrachtet werden.

Entscheidend ist, dass Ihr Kind eine Schule besucht, in der es
lernen, dazugehören und sich entwickeln kann.

Informieren Sie sich über Ihre Möglichkeiten.

Fragen Sie nach.

Lassen Sie sich unterschiedliche Wege erläutern.

Nehmen Sie die Stärken und Bedürfnisse Ihres Kindes ernst.

Und treffen Sie Ihre Entscheidung nicht allein danach, was auf den ersten Blick am ein­

fachsten umzusetzen erscheint, sondern danach, welche Bedingungen Ihrem Kind gute 
Bildung und echte Teilhabe ermöglichen.
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‖ Zeitplan Einschulung

März/April Erster Kontakt
• Brief der Grundschule

• Überprüfung der Sprachfähigkeit

• Erfassung des Kindes

Frühjahr/
Sommer

Vorbereitung

• Kontakt zur Grundschule

• Unterlagen sammeln

• Unterstützungsbedarf ansprechen

• Austausch mit Kita / Therapien

September Offizielle Anmeldung

• Schulanmeldung

• Förderbedarf offenlegen

• Entwicklungsstand besprechen

• ggf. andere Grundschule beantragen

Herbst Frühe Planung

• BFZ früh einbeziehen

• Nachteilsausgleich prüfen

• Fördermaßnahmen überlegen

• Schulbegleitung mitdenken

Winter
Beratung mit Fach­
stellen & schulärztli­
che Untersuchung

• Gespräche mit Kita

• Entwicklungsverlauf besprechen

• Frühförderung einbeziehen

• Hören, Sehen, Sprache und Entwicklung anschauen

• Unterstützungsbedarf klären

Februar Schulfähigkeit prüfen
• Kann-Kinder vorstellen

• Zurückstellung überlegen

• Vorklasse prüfen

April/Mai Kennenlerntag

• Schule kennenlernen

• Unterstützung im Alltag

• Erste Eindrücke sammeln

• Beobachten

Sommer vor  
Einschulung

Schulfähigkeit prüfen 
& Förderplanung be­
ginnen

• Schulfähigkeit entscheiden

• Runder Tisch möglich

• Sitzplatz / Materialien / Tagesstruktur planen

• Hilfsmittel vorbereiten / Förderplan vorbereiten

• Zuständigkeiten klären

August/
September

Einschulung &
erste Wochen

• (Gut) Ankommen

• Aufgaben anpassen

• Orientierung im Schulalltag

• Stärken des Kindes nutzen

Herbst
1. Schuljahr

Förderung anpassen

• Erste Erfahrungen auswerten

• Austausch mit Eltern und BFZ

• Förderplan anpassen

• Soziale Teilhaben stärken

Ende
1. Schuljahr

Schriftliches Zeugnis 
& Ausblick

• Fortschritte festhalten

• Planung für Klasse 2

• Unterstützungsbedarf prüfen

Inklu-Beratung Hessen 16



Gemeinsam den passenden Bildungsweg finden September 2026

‖ Zeitplan beim Übergang 4/5

Das Verfahren für den Übergang in die weiterführende Schule wurde hessenweit verein­

heitlicht und folgt nun bestimmten Fristen.

Der Überblick:

• vor Beginn der Weihnachtsferien: Elterninformationsveranstaltung an der Grund­

schule,

• bis 15. Dezember: Antrag auf Aufnahme in eine Förderschule, nur bei Wunsch der 

Eltern,

• bis 25. Februar: Einzelberatung durch die Grundschule,

• bis 5. März: Abgabe des Anmeldeformulars mit Bildungsgang, Schulform und ge­

wünschter Schule,

• bis 5. April: Rückmeldung, wenn die Schulwahl nach Beratung aufrechterhalten 

oder geändert wird,

• bis Ende Mai: ggf. Verteilung der Schulplätze bei Überbelegung,

• spätestens bis 19. Juni: schriftliche Mitteilung über die aufnehmende Schule.

Ablauf je nach Schulform bei bestehendem Förderbedarf

Ein Anspruch auf sonderpädagogische Förderung in einem Förderschwerpunkt kann fest­

gestellt werden, wenn die vorbeugenden Maßnahmen der allgemeinen Schule nicht mehr 

ausreichen. In der Regel bleibt das Kind dann inklusiv an der allgemeinen Schule, die El­

tern können auch die Förderschule wählen, sie dürfen aber nicht dazu gezwungen werden.

Die Förderschwerpunkte Lernen und geistige Entwicklung stellen gleichzeitig die Absen­

kung des regulären Bildungsgangs dar, in diesen beiden Förderschwerpunkte kann das 

Kind/Jugendliche keinen allgemein gültigen Schulabschluss erreichen.

1. Wechsel zur Förderschule:

Die Eltern melden das Kind an. Die Frist zur Anmeldung an die Förderschule läuft bis zum 

15. Dezember des Vorjahres. Die Förderschule schickt eine Zusage. Die Unterlagen gehen 

an die neue Schule.

2. Wechsel von der Förderschule in die allgemeine Schule (Inklusion):

Die Eltern beraten sich mit der Grundschule. Sie nennen zwei Wunschschulen. Bei gleich­

bleibendem Förderschwerpunkt läuft der Wechsel wie von der Grundschule in die weiter­

führende Schule, bei Einigkeit ist ein Förderausschuss nicht nötig.
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3. Wechsel ohne Förderbedarf:

Manchmal braucht das Kind keine Förderung mehr. Dann wird der Förderbedarf durch ei­

nen Förderausschuss an der Grundschule aufgehoben. Das Kind geht regulär oder mit vor­

beugenden Maßmnahmen auf die neue Schule.

IBH, September 2026
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